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* Die IRicbtlinien
Die Richtlinien, die von dem Reichskanzler Dr . Marx

und den Vertretern der Drutschnationalen vereinbart
wurden, find gestern bereits veröffentlicht worden . Sie
beziehen sich lediglich auf die fünf Punkte, die von vorn-
herein als strittig gelten mutzten , und deren genaue For-
mulierung das Zentrum gefordert hatte . Selbstverständ¬
lich erschöpfen diese fünf Punkte nicht das ganze Regre -
rungsprogramm: und es ist richtig , wenn darauf hin¬
gewiesen wird , datz das Regierungsprogramm in seiner
endgiltigen Fassung natürlich auch Ausführungen über
die Mittelstandspolitik und über die Steuerpolitik ent¬
halten werde . Man spricht in Berlin von einer vor -
zeitigen Veröffentlichung der Richtlinien, und einzelne
Blätter der Rechten äußern Entrüstung über diese Vor-
eiligkeit. Ja , die „Deutsche Tageszeitung " schreibt, es
„sei jetzt eine völlig neue Lage geschaffen" . Nun , wir
meinen, daß diese Entrüstung mindestens ebenso voreilig
ist . wie es nach Ansicht jener Blätter die Veröffentlichung
war. Da die Publikation zweifellos das Richtige trifft,
bleibt es doch schließlich ganz gleichgültig, ob die Richt¬
linien einen Tag früher oder später veröffentlicht wor-
den sind. Oder hat die deutschnationale Presse die Ab¬
sicht gehabt , die Richtlinien in einer ganz bestimmten
Form und mit einem ganz bestimmten Kommentar der
Öffentlichkeit vorzusetzen?

Das , was die Richtlinien — ihr wörtlicher Abdruck
erfolgt weiter unten — im einzelnen besagen , entspricht,
wie jeder ehrliche Mensch zugeben muß , durchaus der
Zentrumskundgebung vom Ende der vorigen Woche.
Und es ist und bleibt erstaunlich genug, daß die Deutsch-
nationalen wirklich diese Richtlinien gegengezeichuet
haben. Wir betonen es nochmals : entweder werden die
Deutschnationalen diese Richtlinien auch praktisch ein-
halten und sich damit dem neuen Staate einfügen, oder
aber sie werden hintenherum das zu umgehen versuchen,was sie hier feierlich geloben und dann allerdings sehr
rasch eine neue Regierungskrisis heraufbeschwören . Wir
halten es jedenfalls für verkehrt, anzunehmen, daß alle
Führer der Deutschnationalen Volkspartei bei der gan¬
zen Aktion der letzten Wochen ein macchiavellistisches
Spiel getrieben haben sollten . Wir glauben, daß faktisch
eine sehr starke Strömung innerhalb der Partei , viel¬
leicht sogar die Mehrheit, einen wirklich ehrlichen Willen
zur verstandesmäßigen Mitarbeit am neuen Staate mit
sich bringt. Ob eine derartig , nur vom Verstand regierte
Politik für die Partei selbst und für die Gesamtheit der
Nation ersprießlich sein kann, das ist eine andere Frage.
Halbheiten und Zwiespälte werden sich Wohl kaum ver¬
meiden lassen. Das Gefühl, das doch auch in den Deutsch¬nationalen steckt, wird oft genug mit dem Verstand in
Konflikt geraten . Und die weitere Frage ist die, ob sichder rechte Flügel der Deutschnationalender Entwickelung
der Dinge nicht entgegenstemmen und auch künftighinalles tun wird , um den neuen Staat zu bekämpfen und
herabzusetzen.

Das alles sind ja schließlich Sorgen der Zukunft. Aller¬
dings sehr ernste Sorgen . Im Augenblick kann man
jedoch nicht anders, als jenen Beurteilern beipflichten ,die erklären , daß die Zustimmung der Deuffchnationalen
zu den Richtlinien einen großen Erfolg im Sinne der
Festigung der Innen - und Außenpolitik der deutschen
Republik bedeute. Die Fortführung der bisherigen
Außenpolitik wird also nunmehr von den Deuffchnatio¬nalen zugesichert, und gleichzeitig wird die bisher vonder Partei bestrittene Rechtsgültigkeit des Vertragswerksvon Locarno ausdrücklich anerkannt . Ferner wird die
Rechtsgültigkeit der in der Verfassung von Weimar be¬
gründeten republikanischen Staatsform von den Deutsch-nationalen anerkannt , / ind der unbedingte Schutz dieser
Verfassung in ihrer Gesamtheit, sowie der verfassungs¬mäßigen Reichsfarben zugesichert. Auch die Deuffch¬nationalen wollen gegen alle Vereinigungen und Bestre¬bungen , die den Umsturz der bestehenden Staatsform
bezwecken , Vorgehen und stimmen dem Verbot an alleBeamten zu , sich an solchen Vereinigungen oder Bestre¬
bungen zu beteiligen. Für die Reichswehr soll auch nachder Auffassung der Deutschnationalen der entsprechendeTeil der Rede des Reichskanzlers Dr . Marx vom 16. De¬
zember 1926 als maßgebend gelten. Demnach ist den
Angehörigen der Reichswehr die Zugehörigkeit zu poli¬
tischen Verbänden oder das Zusammenarbeiten mit ihnen ,in erster Linie aber die Zusammenarbeit mit den Wehr¬verbänden strengstens verboten . Und es soll eine Rekru¬
tierungsverordnung erlassen werden, die Vorkehrungentrifft , daß keine der Verfassung feindlich gesinnten Per -
sonen in die Reichswehr ausgenommen werden . Auch in
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den Kulturfragen und in den Fragen der Sozialpolitik
sind die von den Deuffchnationalen akzeptierten Richt¬linien so beschaffen, daß die Anhänger der Idee vom-
sozialen Staat jedenfalls nicht bange zu sein brauchen.

Zunächst wird die deuffchnationale Parteileitung und
die ihr zur Verfügung stehende Presse wohl alle Händevoll zu tun haben, um ihren Wählern die bedeutsame
Schwenkung klarzumachen. Ein Teil der extrem gesinn¬ten Deutschnationalen wird sicherlich über die Entwick¬
lung der Partei sehr erzürnt sein. Viele von ihnen wer¬
den aber wohl ihren Ärger und ihre Niedergeschlagenheit
dadurch lindern, daß sie sich an das bekannte Sprichwort
halten : „Es wird ja nichts so heiß gegessen , wie es auf¬
getragen wirdl"

Die Richtlinien sind nunmehr der Deutschen Volks¬
partei , der Wirtschaftspartei , der Bayerischen Volkspartei
und den Demokraten übermittelt worden, damit deren
Fraktionen zu ihnen Stellung nehmen . An der Zustim¬
mung der Deuffchen Bolkspartei und der Bayerischen
Volkspartei ist nicht zu zweifeln. Die Wirtschaftspakte »
wird wohl auch nichts Entscheidendes gegen die Nicht-linen Vorbringen wollen, im übrigen aber bei ihrer Hal¬
tung wohlwollender Neuttalität beharren . Das Kabinett
würde sich stützen auf die Deutschnationale Volkspartei
einschließlich Landbund ( 111 Abgeordnete ) , auf das Zen¬trum (69 Abgeordnete ) , auf die Deutsche Volkspartei (51
Abgeordnete ) und auf die Bayerische Volkspartei (19
Abgeordnete ) . Das sind zusammen 260 Abgeordnete bei
einer Gesamtzahl von 493 Mandaten, also nur eine ganz
schwache Mehrheit . Allerdings wird die Wirtschafts¬partei wohl fast immer mit der Regierung stimmen.
Dennoch haben alle Regierungsparteien einschließlich der
Deutschnationalen dem Wunsche Ausdruck gegeben , daß
anch di« Demokraten dem Kabinett beitreten möchten.Wie sich die demokratische Reichstagsfrattion enffcheidenwird , steht heute noch nicht fest . Hürde sie dem Kabinett
beitreten , so würde das natürlich eine weitere praktischeStärkung des republikanischen Elements innerhalb der
Reichsregierung bedeuten.

Der Abschluß des Deutsch-Schweizerischen
Htlfswerkes

Die im Jahre 1920 gegründete schweizerisch -deutsche HilfS-
kommiffion hat mit Ende des abgelaufenen Jahres ihre Tä¬tigkeit eingestellt. Aus diesem Anlaß veranstaltete der deut¬

sche Gesandte in Bern , Minister Dr . Müller , am 26 . Ja »

Bundesbehörden, einige Vertreter der großen schweizerischenHilfsverbände . Vertreter der deutschen Presse und andere .Im Namen des Reichspräsidenten von Hindenburg brachteder Gesandte dessen tiefsten und herzlichsten Dank an dieSchweiz zum Ausdruck . Als Andenken wird dem Bundes¬präsidenten . den Mitgliedern des schweizerischen Bundes ,rates , ihren Abteilungsvorständen und den Vertretern derführenden Hilfsverbände ein von Prof . Max Pechstein ent¬worfenes , von der Firma Puhl u . Wagner angefertigtesGlaSgemälde mit der Inschrift „Reichspräsident von Hinden¬burg den Freunden in der Not" überreicht. Der deutscheGesandte gab in seiner Rede einen Überblick über die Tätig -keit der schweizerisch-deutschen Hilfskommission. Er schloßm,t der Feststellung, daß das deutsche Volk die während deSKrieges und in der schlimmen Zeit nach dem Kriege bewie¬sene nachbarliche Freundschaft in der Not nicht vergessenwerde.
Bundespräsident Motto dankte in seiner Erwiderung fürdas Andenken an die gegenseitige Freundschaft in Zeiten derNot, er entbot dem Reichspräsidenten von Hindenburg denAusdruck seiner Verehrung . Er wünsche der Reichsregierungund dem deutschen Volk für alle Zukunft aus vollem HerzenFrieden , Glück und Wohlergehen.
Im Zusammenhang mit der Feier waren Dankschreibeneingegangen vom Staatspräsidenten von Bayern Dr . Held»Staatspräsidenten Dr . Köhler» dem württenrberg . Staats¬präsidenten Bazille und dein hessischen StaatspräsidentenUllrich .

Rene AuSsührungsbestimmnngen für die ErwerbSlosenfür -sorge . Der Reichsarbeitsminister hat am 22. d. M . mitZustimmung des Reichsrates neue AusführungSvorfchriftenzur Verordnung über die Erwerbslosenfürsorge erlassen ,durch die eine einheitliche Prüfung der Bedürftigkeit der Er -
werbslosen im Reiche sichergestellt wird und die Härten aus¬
geschlossen werden, die bisher infolge deS Fehlen » einheit¬licher Bestimmungen im Reiche beobachtet worden find. Fer -ner wird klargestellt, daß regelmäßige Arbeiten , die fortlau¬fend die Arbeitstätigkeit eines Arbeitnehmers beanspruchen ,nicht im Wege der Pflichtarbeit ausgeführt werden dürfen .DaS Interalliierte Militärkomitee von Versailles , das amMittwoch- unter dem Vorsitz des Marschalls Fach tagte , hatlaut „Matin " das in Berstn erzielte Abkommen betreffenddie Herstellung und die Ausfuhr von Kriegsmaterial geprüftund offiziös gebilligt. — Nach Ansicht der Blätter «st einKompromiß in der Frage der östlichen Festungen in Vorbe¬reitung .

Me badiscbe Gekangenen-
zeitung

In den Ausführungen „Der neue Strafvollzug in Baden ",die anläßlich der Einführung der neuen Dienst- und Vollzug»-ordnung für die badischen Strafanstalten im Juli vergan¬genen Jahres in diesem Blatt erschienen , wurde als Neue¬rung des badischen Strafvollzugs auch die von Amts wegenerfolgende Herausgabe einer badischen Gefangenenzeitungmitgeteilt . Es sollten durch diese Zeitung die GefangenenKenntnis über die wichtigsten Zeitereignisse erhalten .Daß die badische Gefangenenzeitung „Aus Welt und Hei-WO
c K’i 1- Januar 1926 erscheint , wie sie ausgestaltet istund welche Beurteilung sie verdient, erfuhr die Öffentlichkeitdurch die Rede des Abä . Weißmann in der Sitzung des Ba¬dischen Landtags vom 27 . Juli v . I . Die bei der Beratung^

.̂ .. -xZustizhaushalts von kommunistischer Seite über die Be¬willigung von Zeitungen an Strafgefangene gestellten An-trage gaben dem genannten Abgeordneten Anlaß , dieserNeuerung des badischen Strafvollzugs einige Worte zu wid¬men .
Eine Gefangenenzeitung filldet als jüngste Besonderheitdes Strafvollzugs und des Zeitungswesens nicht nur bei den»lenigen Interesse , die theoretisch oder praktisch am Strafvoll¬zug Mitarbeiten . Es soll deshalb im folgenden in Ergän¬zung und zur weiteren Verbreitung dessen, was im Landtagüber die Zeitung gesagt wurde, die Öffentlichkeit des Näherenüber sie unterrichtet werden.
Warum ist es der Gegenwart Vorbehalten geblieben, aufdiese nachdrückliche Weise dafür zu sorgen, daß die Insassender Strafanstalten über die allgemein wissenswerten Ereig -niste außerhalb ber Gefängnismauern auf dem Laufendengehalten werden ? Ein Blick auf die Entwicklung des Straf -Vollzugs gibt die Antwort . Ein Strafvollzug der Abschreckung ,dessen schlimmste Mißstände man erst zu Anfang des neun¬zehnten Jahrhunderts abzustellen begann, machte sich keineGedanken darüber , daß der Gefangene von der Außenweltnicht nur körperlich , sondern auch geistig abgesperrt blieb undwahrend der Haft nichts über den Gang der Welt erfuhr .Spater war dann diese Abschließung die bewußte und ge-■wollte Folge “6er strengen Durchführung des Einzelhaft¬systems, durch daallein man Besserungserfolge erzielen zukönnen glaubte , schien doch der Gefangene so am empfang ,üchsten zu werden für die Arbeit derjenigen, die sich um seineBesserung zu bemühen hatten . Ein solcher Strafvollzug sahin dem Gefangenen nur ein Einzelwesen» dessen subjektiveBesserung losgelöst von der Außenwelt, seine Aufgabe war .Im Gegensatz hierzu sieht der Strafvollzug unserer Zeit,m Gefangenen ein Gemrinschaftswesen, das zum Gemein -

fchaftEicben nicht taugte , nun aber tauglich gemacht werdensoll. Demgemäß darf der heutige Strafvollzug den Gefangenennicht vergessen lassen , daß die Welt größer ist als die Zelle,d,e der Gefangene vielleicht Jahre lang bewohnt ; er mutzden Gefangenen lehren , seine Wünsche und Triebe zu be-herrschen im Hinblick auf die Erfordernisse des Gemeinschafts ,lebens und seine persönlichen Interessen einzuordnen in dieGesamtheit der Interessen der anderen und der Gemein -schaft. Um zu diesem Ziele zu kommen , mutz der Gefangeneveranlaßt werden, auch während seiner Strafzeit sich um dasErgehen der anderen , um die engere Heimat und um dasVaterland zu kümmern und sich auf das Gemeinschaftslebenin der Freiheit vorzubereiten und einzustellen. Der heutigeStrafvollzug bedient sich zu dieser Erziehung neben mannia »faltigen anderen Mitteln auch der Gefangenrnzeitnng .Den Gefangenen Gelegenheit zu geben , sich über die wich-tigsten Tagesereignisse auf dem laufenden zu halten , wurdeals Forderung des modernen Strafvollzugs niedergelegt im§ 110 der - . - ~ • - ~
einbarten
Es soll d . . . . . .
Anstalt gehaltene Zeitungen, durch

'
mündliche

'
Mitteilungoder auf andere geeignete Weise geschehen.Schon vor Bekanntwerden der Grundsätze und vor Einfüh¬rung der neuen Dienst- und Vollzugsordnung in Baden wares m den größeren badischen Strafanstalten Übung gewor¬den, den Gefangenen anläßlich des Schul- oder Religions -Unterrichts wichtige Geschehnisse mitzuteilen . Nennenswerteskonnte hier aber nicht geschehen, wenn nicht der Hauptzweckdes Unterrichts dadurch beeinträchtigt werden sollte. Die Be¬richterstattung war nach Umfang und Inhalt auch zu sehrdem Ermessen des einzelnen Beamten überlassen und warjeder Überwachung durch die Direktion oder die Aufsichts¬behörde entzogen. Sie kam schließlich auch nur dem Teil derGefangenen zugute , der am Unterricht teilnahm.Die badische Justizverwaltung hat sich deshalb dazu ent¬

schlossen, der im 8 110 der reichsrätlichen Grundsätze aufge -stellten Forderung durch Schaffung eines eigenen Organ »für die Gefangenen nachzukommen .Die Gefangenenzeitung erscheint seit dem 1 . Januar 1928
monatlich 2 Mal und seit dem 1 . Januar d. I . allwöchentlichim Umfang von vier bis sechs Seiten und wird den Gefan¬genen kostenlos überlassen. Dem Hauptzweck der Zeitungentsprechend, dem Gefangenen eine gleichzeitig erzieherischwirkende Verbindung zu sein mit allem, was ihm von derAußenwelt von Bedeutung und wertvoll sein soll, erhielt sieden Namen „Aus Welt und Heimat". Der Kopf der Zeitungwurde von dem BenSheimer Künstler Josef Stall unentgelt -lich ausgeführt . In ihrer ganzen Aufmachung verrät

'
sie

"
sichin keiner Beziehung als Blatt einer Strafanstalt . Schrift¬leiter ist der AnstaltSlehrer Reiß am LandesgefängnisMannheim , gedruckt wird die Zeitung in der Druckerei desLandesgefängnisses Mannheim . Die Aufnahme aller Auf -

fätze und deS gesamten übrigen Redaktionsmaterials in die
Zeitung bedarf der vorgängigen Genehmigung des Mini -
sterialrefrenten für Strafvollzug .Die Anordnung der Artikel ist folgende : An der Spitze der
§eitung stehen „Gedenktage". Sie verfolgen da» Ziel , die

efer auf bedeutende Ereignisse und Männer der Vergangen -



beit aufmerksam zu machen, , damit in pädagogischem Sinnzu wirten , schließlich auch ein Prüfstein des Äissens zu sein.Wer von den Lesern nicht -weiß, was er '
3 . B . mit dem Na¬men ejneS chm unbekannten Dichters ansangen soll, hat Ge¬legenheit . bei seinem Anstaltslehrer sich Auskunft zli holen.Dann folgen „Sinnsprüche " , die für die Gefangenen beson¬ders ausg «sucht werden. Auf die erzieherische Bedeutungdieser Sinnsprüche wird besonderer Wert gelegt. Rach denSinnsprüchen folgen in gedrängter Kürze die «Neuesten Nach,richten". Dann kommt die „Rundschau" über die deutschePolitik , der die über das Ausland sich anfchlietzt.Während die meisten änderen deutschen Gefangenenzeitun¬gen die Ereignisse der deutschen und ausländischen Politik. den Gefangenen mosaikartig in Form des Abdrucks einzelnerMeldungen von Tageszeitungen wiedergeben, geschieht dieshier in Form der Rundschau, die stets ein abgeschlossenesGanzes bildet. Der Gefangene hat so eine bessere Übersichtüber die Ereignisse des Weltgeschehens und verliert denZusammenhang mit den früheren Berichten^ weniger . Beidiesen Leitartikeln wird alles ausgeschieden, was in das Ge». biet der reinen Parteipolitik fällt oder was irgendwie diereligiöse oder politische Einstellung des Gefangenen unange¬nehm berühren könnte. Ebenso wird von einer kritischenStellungnahme zur deutschen Politik Abstand genommen.Die kritische Einstellung zur ausländischen Politik erfolgtstets im Linn der Regierung , um deren Autorität zu stützen .In allen übrigen Fällen erfolgt lediglich Mitteilung der Tat¬sachen .

Die Niederschrift der Leitartikel gehört wohl- zu den schwie¬rigsten und zeitraubendsten Arbeiten des Schriftleiters , dasie ein eingehendes Studium aller Parteizeitungen erfordert ,um Zusammenstöße mit irgendwelchen besonders parteivoliti -schen Einstellungen zu vermeiden. Ter Schriftleiter : entledigtsich dieser Aufgabe mit ausgezeichnetem Geschick . SeineRundschauen können auch von einem anspruchsvollen Zei¬tungsleser nur anerkannt werden.Besonderes Interesse erregen bei den Gefangenen die jetztfolgenden „Brrmischten Nachrichten", und darin sind es vorallem die kurzen Nachrichten, auf die die Gefangenen ge¬spannt find. Es werden hier in aller Kürze die wichtigstennicht politischen Begebenheiten des In - und Auslandes , be¬sonders der engeren Heimat , wiedergegeben. Auch , hierbeiwerden alle Tageszeitungen berücksichtigt . Unter die ver¬mischten Nachrichten fallen auch die Sportereigniffe . Nach¬richten, die den Gefangenen ungünstig beeinflussen können,werden ferngehalten , wie Nachrichten über Verbrechen, diezur Nachahmung führen könnten. Datz die Sportecke bei denGefangenen besonders Anklang findet , erklärt sich aus dergroßen Bedeutung , die der Sport iir unserer Zeit gewon¬nen hat .
Der eigentlichen Erziehung dient die Spalte zur „Unter¬haltung und Belehrung ". Hier werden größere gemeinver¬ständliche Artikel über Heimatkunde, Reisen, Hygiene, Technik ,Kunst, Astronomie usw. untergebracht , sowie kleinere Geschich¬ten und Novellen mit ethischer Tendenz . Ruch geeignete Er¬zeugnisse der Poesie finden hier ihren Platz . Auf dieseSpalte wird die denkbar größte Sorgfalt verwendet, weil vonihrer Ausgestaltung unendlich viel abhängt . Die Zeitung wirdbeschlossen durch oie „Rätselecke ", die oen Gefangenen inihren Mußestunden Ablenkung bieten soll . Selbst diese Rätselwerden ihrem Inhalt nach in den Dienst der Erziehung ge-stellt.

Die Zeitung ivird durch die Tagespresse, Zeitschriften undsonstige Verlage in dankenswerter Weise wirksam unterstützt .Eine Entschädigung wird weder diesen noch den übrigen Mit¬arbeitern gewährt . ^Dem Schriftleiter ist es gelungen , eineAnzahl namhafter Schriftsteller zur Mitarbeit zu gewinnen .Die Aufgabe der Zeitung , die man bei ihrer Schaffung inerster Linie iin Auge hatte , ist die Verbindung zwischen demGefangenen und der Außenwelt herzustellen, ihn über allewichtigen politischen, wirtschaftlichen und technischen Ereig¬nisse des In - und Auslandes auf dem laufenden zu halten .Der Gefangene soll in der Strafhaft immer daran denken ,datz er ein Teil einer Volksgemeinschaft ist, deren Schicksalihn interessieren mutz . Aus der passiven Anteilnahme anden Ereignissen der Heimat und des Vaterlandes soll sichdann draußen nach der Entlastung die richtige Einordnungin die Volksgemeinschaft entwickeln. Dabei wird dem Er¬
ziehungsstrafvollzug entsprechend unmerklich die erzieherischeTendenz des Blattes in den Vordergrund gestellt. Dies ge¬
schieht vor allem durch Ausnahme von Artikeln über wichtigeFragen der Lebenskunst, über Pflege der Heimats - und Va¬terlandsliebe , durch Aufnahme von Aufsätzen staatsbürger -
kundlichen und hygienischen Inhalts . Erzählungen ethischenund belehrenden Inhalts aus der Hand nur erster Schrift¬
steller tragen zur Belehrung und Besserung der Gefangenen,hr übriges bei . Die Heranziehung bedeutender Schriftstellerhat in erster Linie den Zweck, dem Gefangenen zu zeigen,daß man sich auch in diesen Kreisen für ihn interessiert .Dazu kommt die Suggestionskraft , die Namen bedeutenderMänner auszuüben imstande sind.

Kann man jetzt schon, nachdem die Gefangenenzeitung erstein Jahr hinter sich hat , sagen, ob der mit ihr beabsichtigte
Zweck auch erreicht wurde ? Sicher , soweit es sich nur umdie äußere Tatsache handelt , daß dem Gefangenen Gelegen¬heit gegeben wurde, sich über die Zeitereignisse auf dem lau¬
senden zu halten . Aber auch welche günstigen seelischenWirkungen diese Tatsache auf die Gefangenen ausübt und
welche erhebliche Bedeutung der Gefangenenzeitung als Er¬
ziehungsmittel zukommt, läßt sich schon feststcllen.Die Zeitung wird von den Gefangenen sehr gerne gelesenund als große Erleichterung , des Strafvollzugs empfunden .Gefangene versichern, daß sie ganz unglücklich seien, wenneinmal aus irgend einem Grund die Zeitung etwas spälerals erwartet eintrifft .

Die gewöhnliche Zeitung misst ihre Beliebtheit an der Zahlihrer Leser, ein Maßstab , der hier nicht angelegt werde»kann . Auch eine schlechte Gefangenenzeitung würde nicht zu¬rückgewiesen werden, weil sie dem . Gefangenen immer nochmehr wäre als gar nichts. Wollte man Näheres darüber er¬
fahren , wie die Gefangenen ihre Zeitung aufnehmen , somüßte man ihnen schon die Gelegenheit geben, auf andereWeise , möglichst unbeeinflußt , schriftlich sich über die Gefan -
grnenzeitung zu äußern . Dies ist geschehe» . Es ist inter¬essant , das Ergebnis dieser in der L-onntagnachmittagsstilleder Zelle niedergeschriebrnen Aufsätze zu sichten .Die Dankbarkeit der Gefangenen für die Einrichtung diesesMattes steht erfreulicherweise an der Spitze, selbst bei denen,die mit sachlichen Ausstellungen nicht zurückhalten. Dannfolgt auch gleich der Wunsch , die Zeitung möge künftig nichtnur zweimal im Monat , sondern allwöchentlich erscheinen, ein
Wunsch , dem — wie bereits bemerkt — seit Beginn diesesJahres Rechnung getragen ist . In einem Gefangenen , derhänfig so feindlich eingestellt ist gegen alle staatlichen Ein¬richtungen und Beamten , das Gefühl der Dankbarkeit zuwecken , ist aber eine Tatsache, die nicht hoch genug bewertetwerden kann. . Dem dankbaren Gefangenen wird vieles, wasihm gesagt wird , oder was er in der Gefangenenzeitungliest, besser eingehen als dem Gefangenen , der aus unüber¬legter feindseliger Einstellung alles , was von einer Behördekommt, zurückweist . Damit allein hat sich die Gefangenen¬zeitung ihren Platz als wichtig Erziehungsmittel de« mo -fctrnen Strafvaklzng « rrabert . Bedauerlich wäre , wenn diesin den Augen der Gefangenen mit der Zeit zur Selbstver¬ständlichkeit würde und damit diese gute Wirkung verlierenwürde . Die Gefangenen haben «8 auch unmittelbar ausge¬sprochen , wie gerne sie die belehrenden und erzieherischenII

Aufsätze und Smnsprüche in - sich , auftzehme» . So schreibtz. B . einer : „Dieses Blättchen redet ' zu mir und gewährtmir Einblick in das Inner « d«S Herausgebers , wie .dies nurder Freund hem Freund gibt. Der Einfluß ist geradezu un¬endlich . . . . Wenn ich diese Zeitung erhalte , so laffe ich inruhigen Abendstunden in heiterem Gelöstsein von all denKleinigkeiten, Reibungen und Rauhheiten des Alltagslebensdie hohen Werte der Aufsätze auf mich einwirken und nach¬dem mein Gehirn Wort für Wort verarbeitet hat , geht durchseine Gewehe ein fassungsloses Staunen .
"

Die . weiteren besonderen Wünsche der Leser im einzelnenu erörtern , würde zu weit führen . Einige seien im fdlgen-en besprochen :
Die Lust zur Mitarbeit ist bei den Gefangenen recht groß.So interessant für den Psychologen das Studium solcherEinsendungen wäre , hat sich die Justizverwaltung doch ent-schloffen, »an einer Mitarbeit durch Gefangen « abzusrhen.Die Gefangenen bilden sich alle mehr oder weniger ein,große Schriftsteller zu sein. Es scheint dies ein Haftproduktzu sein , dem nicht nur die besser gebildeten Gefangenen ver¬fallen . Es ist am Platz , solchen literarischen Produkten derGefangenen immer vorsichtig gegenüberzutreten . Wird einemGefangenen die Aufnahme seiner Erzeugnisse abgelehnt, dannfühlt er sich leicht in seinem Ehrgeiz verletzt und die Ein¬richtung liefe Gefahr , das im Gegenteil von dem zu erreiche» ,was sie eigentlich wollte. Wenn eine Zeitung bestimmte, er -zieherit -se Ziele verfolgt, darf sich die Lchriftleitung die Ini¬tiative auch nicht aus der Hand nehmen lassen . Ter Ge¬fangene muß auch . etwas lesen können, was ihm gerade nichtso sehr behagt. Es find also in erster Linie pädagogischeGründe , die in Baden zur Ablehnung der Gefangenenmit¬arbeit geführt haben.

Ähnliches gilt für die Verwendung der Zeitung zur Be -kanntgabe amtlicher Verfügungen der Aufsichtsbehörden undder Strafanstaltsdirektion , Die Zeitung würde dadurch ihreUnverfänglichkeit verlier «» und sich sofort als Gefangenen -blalt verraten .
Will die Gefangenenzeitung ein vollwertiges Instrumentdes Strafvollzugs sein, so mutz sie auch dessen wichtiger Auf¬gabe, der Gesangenenfürsorge , ihre Zeilen öffnen . Das „Wie '

muß allerdings noch gefunden werden . In einer Beziehungist es bisher schon geschehen , nämlich durch die laufendenMitteilungen über die wirtschaftliche Lage und die Arbeits¬bedingungen , die den Gefangenen bei seiner Entlassung drau¬ßen erwarten . Leider konnten diese Berichte bisher nurnegativ ausfallcn . Die von einer Seite angeregte Veröffent¬lichung offener Arbeitsstellen mühte sich auf ganz Badenerstrecken und würde dann einen zu breiten Raum « inneh-men . Bei dem Gefangenen würden Hoffnungen erweckt wer¬den, die er in der Zeit erheblichen Überangebots von Arbeits¬kräften vielfach nicht erfüllt sehen würde . Die Einbuße ,welche die Gefangenenzeitung durch die Aufnahme dieser Ver¬
öffentlichungen in ihren übrigen Aufgaben erleiden würde,dürste sonach kaum durch einen entsprechenden Erfolg wett¬gemacht werden. Die Fürsorge als Arbeitsvermittelung bleibtam besten in der Hand des mit einzelnen Verbindungenarbeitenden Fürsorgers . Die Gefangenenzeitung kann sichdie Fürsorge aber doch zur wesentlichen Aufgabe machen , indem Sinne nämlich, daß sie den Gefangenen von seiner Seiteaus auf die Zeit der Entlassung vorbereitet und ihn lehrt ,von der von anderer . Seite vermittelten Arbeitsmöglichkeitauch den richtigen und bleibenden Gebrauch zu machen.Die Gefangenenzettung wurde eingangs als jüngste Be¬sonderheit des Strafvollzugs und des Zeitungswesens ge¬nannt . Haben die bisherigen Ausführungen sie nur als Em -richtung des Strafvollzugs behandelt , so fei eine Schlußbe¬merkung auch vom journalistischen Standpunkt aus gestattet .Die wichtige und unentbehrliche Funktion / welche die Presseheute für jeden Staatsbürger hat , ihre in den letzten Jahr¬zehnten sich immer mehr , steigernde Macht, ließ sich auch'durch die Gefängnismauern md» abhalten , in ein Reich zudringen , das ihr bisher in Strenge verschlossen war . Gabes in früheren Zeiten vielleicht freie Personen , die kein Ver¬langen nach einer Tageszeitung hatten , so hat sich dies heute ,von unbedeutenden Ausnahmen abgesehen, geändert . Tieheutige Tageszeitung hat sich durch die Gewohnheit unent¬behrlich gemacht . Auch dem Gefangenen will man dieses täg¬liche Brot nicht vorenihalten und bietet ihm deshalb in dernach den Verhältnissen gebotenen Art seine Zeitung . Man

Hai sich dieses Eindringen des Journalisten und des Druckersin die Strafanstalt gerne gefallen lassen. In der Zeit des
Strafvollzugs , der die Menschenwürde achtet und die Er¬ziehung des Rechtsbrechers, zum Ziele hat , bestand kein GrundSn Widerstand, zumal da man mit der Gefangenenzeitungein so wertvolles Hilfsmittel für die Aufgaben des Straf¬vollzugs schaffen konnte.

Vom Verwaltungsrat der Deutsche« Reichs-
baftir

Vom 24 . bis 26. Januar 1927 hielt der Verwaltungsratder Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft in Berlin sein« regel¬mäßige Tagung ab. Die vorläufige Übersicht über Einnah¬men und Ausgaben des Jahres 1928 läßt einen befriedigru -den Abschluß erhoffen. Di« Aussichten, die - ine sofortigeBelebung deS Arbeitsmarktes herbeiführen können, sollen bal¬
digst gehoben werden. Die zur Verfügung gestellten Mittel sollendie Erstellung von weiteren 200 Lokomotiven, ca . 1000 Personen¬wagen und 2000 Güterwagen zulasten . Die Ausstattung der
elektrischen Strecke von München nach Kufstein und Freilas¬sing und der restlichen VorortSstreckeu von München ist in
diesem Programm mitenthalten . Der Berwaltungsrat billigtdie Beteiligung an der neuen RrichSauleihe mit Mitteln , die
nach dein Reichsbahngefetz als Reserve zurückgestellt werden
müßten . Der Verwalt »,rgsrat imhm davon Kenntnis , daßes nicht mehr nötig sei , den Personalbestand der Reichsbahnallgemein Weiler zu senkrn. In den Werkstätten wird jedoch
noch eine Verringerung von etcha 5000 Köpfen nach dem
1 . April 1927 notwendig werden.

Znsammenschlnß der Postdeamienorganisationen . In der
am Mittwoch in Berlin abgehaltenen gemeinsamen Tagungdes Verbandes Deutscher Post- und Telegraphenbeamten und
des Bundes der Post - und Telegraphenbeamten , Zivilanwär¬terbund , wurde einstimmig der Zusammenschluß der beiden
Postbeamtenorganisationen befchloffen . Der neue Spitzen¬verband wird den Namen Deutscher Postvrrband erhaltenund sich aus den Mitgliedern der bisherigen Verbände zu-
sammensetzen.

Prozeß gegen den Herausgeber der Straßburger „Zukunft "
Wie „ Temps " aus Strahburg meldet, wurde dort ein Prozeßgegen den Herausgeber der Zukunft , Finck, verhandelt , der
beschuldigt wird, in seiner Eigenschaft als AdministratorWertpapiere , die Deutschen gehörten , erworben und damitder Sequestrierung entzogen zu haben. Der Beihilfe wirdein gewister Paulh aus Götzenbrück beschuldigt. Der Staats¬anwalt beantragte eine strenge Bestrafung der Angeklagten.Das Urteil wird erst in etwa 8 Tagen gefällt .

Eine Konferenz der Pressevertreter , die auf Einladung des
Völkerbundsfekretaviats in Genf stattfand , schloß am Mitt¬
woch ihre Arbeiten ab . Einmütig wurde .ein Bericht geneh¬migt . welcher Empfehlungen und Anregungen enthält über-die Ausübung des Journalistenberufes im AuSlande und zuErleichterungen , welche nach Ansicht der Journalisten ihnenbei der Ausübung ihres Berufes gewährt werden sollen.

Die Nesierungsbiidung im TReid)- Die « erhandln » ,r « vom Mittwoch -
Ein amtliches Kommunique teilt mit , daß der Reichskanz¬ler das mit den deutschnationalcn Vertretern vereinbart «Progranun im Laufe des Mittwochs den Fraktionsführerndes Zentrums , der Deutschen Volkspartei , der DemokratischenPartei , der Wirtschaftlichen Vereinigung und der BayerifchenVoftSpartei mttgcteilt habe, Ter Kanzler habe an dir ge-nannten Fraktionen das Ersuchen gerichtet, sich nunmehr aufGrund dieses Programms an der Regierungsbildung zü be¬teiligen . Da eine abschließende Stellungnahme der Fraktio¬nen am Mittwoch noch nicht möglich war , wurden die weite¬ren Verhandlungen , namentlich über die Perionalfragen aufheute, Donnerstag , verschoben .

Dir heutigen Brrhandlungrn
VTZ . Berlin , 27. Jan . (Tel .) Reichskanzler Tr . Marzerschien y,ll Uhr im Reichstag, und hatte zuriachst einekurze Besprechung mit dem Zentrumsführer v . ttz« erard . Umdieselbe Zett wurde -die -demokratische Fraktionssitzung unter¬brochen . Die Parteiführer Koch und Dr . Haas bega-ben sichzum Reichskanzler, um ihm die Anschauungen der Demokra -ten zum Ausdruck zu bringe ». Dr . Marx beabsichtigt, dannauch noch mit dem Reichsarbeitsminister Dr . Brauns zukonferieren.

*
>PDZ . Berlin , 27 . .Jan . (Tel .) Nach der Sensation , diedie Brröffentlichung der Marxschen Richtlinien gestern abendim Reichstage hervorrief , begann der Donnerstag verhältnis¬mäßig ruhig . Die demokratische Reichstagsfraktion trat aller¬dings um 10 Uhr zusammen , -um ihre gestern abend , ohnckErgebnis abgebrochenen Beratungen über die Richtlinienfortzusetzen. Man rechnet aber in parlamentarischen Kreisendamit , daß sich die Fraktion mit ihrer Entscheidung darüber ,ob sie sich an einer Regierungsbildung , der diese Richtlinienzugrunde liegen , beteiligen soll , nicht allzu sehr beeilen wird,da einmal die Meinungen auch innerhalb der demokratischenFraktton über die grundsätzlichen Fragen der Zusammenar¬beit mit den Deutschnationalen geteilt find, und zum anderenin -der Fraktton -der Wunsch besteht, zunächst abzuwarten ,welche Wirkung, die Veröffentlichung der Richtlinien auf di«weiteren Entschließungen der Deutschnationalen ausübenwird. Die deutschnationale Fraktion tritt jedoch erst kurzvor dem auf 2 Uhr « »gesetzten Beginn des Reichstagsplenumswieder, zusammen . Die übrigen Parteien halten erst nachBeendigung der Plenarsitzungen wieder Beratungen ab.Reichskanzler Dr . Marx beabsichtigt vorläufig nichts weiter

zu unternehmen , ehe er . die Entscheidung -der Demokraten inHänden hat.
Dir Richtlinien für die RegierungsbildungTie in unserem Leitartikel erwähnten Richtlinien einer

künftigen Regierungspolitik sind amtlich noch nicht veröffent¬licht. Nach der „ Voss. Ztg .
" umfassen sie folgende Punkte :

1 . Außenpolitik. Fortführung der bisherigen Außenpolitikim Sinne gegenseitiger friedlicher Verständigung . Anerken¬
nung der Rechtsgültigkeit des Vertragswerkes von Locarno.Loyale gleichberechtigte Mitarbeit im Völkerbund.

2 . Verfassung. Anerkennung der Rechtsgültigkeit der inder Verfassung von Weimar begründeten republikanischenStaatsform . Unbedingter Schutz dieser Verfassung in ibrerGesamtheit , sowie der verfassungsmäßigen Reichsfarben ( Ar¬tikel 3 der Reichsversaffung) gegen alle Herabsetzungen, Ver¬
unglimpfungen und rechtswidrige Angriffe . Vorgehen gegenalle Vereinigungen und alle -Bestimmungen , die den Umsturzder bestehenden Staatsform bezwecken. Verbot an alle Be¬amte, sich an solchen Vereinigungen , oder Bestrebungen zu be¬teiligen . Die verfassungsmäßig gewährleisteten Rechte derBeamten werden hierdurch nicht berührt .

3 . Reichswehr. Bezüglich-der Reichswehr wird der entspre¬chende Teil der Rede des .Reichskanzlers vom 16. Dezember1926 als maßgebend anerkannt .
a ) Die Verordnung des- Herrn Reichspräsidenten vom31 . Dezember 1926 strengstens durchzuführen .d) den Angehörigen der Reichswehr ist die Zugehörigkeitund das Zusammenarbeiten mit politischen Verbänden allerRichtungen, zu denen die sogenannten Wehrverbände aller -

Richtungen und Formen in erster Linie gehören, verböten .c ) Es wird eine Rekrutierungsverordnung erlassen.
. 4. Es ist angeregt : Erlaß eines Reichsschulgesetzes unterWahrung der Meinungsfreiheit und des Elternrechte ? .Grundsätzliche Gleichsetzung der in Artikel 146 der ReichSver-fastung vorgesehenen Schularten . Sicherung des Religions¬unterrichts (Artikel 149 ) .

5. Sozialpolitik . Tatkräftige Förderung der sozialen Re¬formen , Ausbau und Vollendung des Arbeitsrechtes . Der
nächste Schritt auf diesem Gebiete soll die Schaffung einerumfaffenden Arbeitsschutzgesetzgebung unter besonderer Be¬
rücksichtigung der 'Bergarbeiter sein . Damit ist , ausgehendvon den deutschen Verhältnissen , die Arbeitszeit einschließlichder Sonntagsruhe im Einklang mit den internationalen Ver¬
einbarungen zu regeln . Auf Grund einer solchen Regelungist die deutsche Regierung zur Ratifizierung des Washing¬toner Abkommens gleichzeitig mit den anderen westeuro¬päischen Industrieländern , bereit , bis zum Inkrafttreten sollendurch Übergangs - und Notmatznahmen Mißstände auf demGebiete der Arbeitszeit beseitigt werden . Die in Artikel 165der Reichsversaffung vorgesehene Mitwirkung von Arbeiternund Angestellten an der Wirtschaft ist im Siitne der im
Reichswirtschastsrat zustande getommenen Einigung weiter
auSzuvauen . Dringlichst ist die Verabschiedung eines Gesetzestegen Arbeitslosigkeit. Damit im Zusammenhang stehenMaßnahme » zur Verbesserung des Arbeitsnachweises . Die
verschiedenen Persicherungszweige bedürfen einer organischenVerbindung und Ausgestaltung . Die Lage der Invalidenmuß verbessert werden . Für die Seeleute ist eine Kranken¬
versicherung zu schaffen . Eurschlosiene Bekämpfung der Er -
werbsloftgkeit und Fürsorge , für die Erwerbslosen mit allen
zweckdienlichen wirtschaftlichen und sozialpolitischen Mitteln .Die Sozialreform ist auch international , insbesondere im Zu¬
sammenhang mit dem Internationalen Arbeitsamt zu regeln .

Deutsche Bolkspartti und Zentrum
Die „Nationalliberale Korrespondenz", der parteiamtliche

Pressedienst der Deutschen Volkspartei , schreibt : „Die Zen¬
trumsfraktion des Reichstages veröffentlicht eine Erklärung ,in der sie sich gegen Darlegungen volksparteilicher Blätter
über Verhandlungen zwischen Teutschnationalen und Zen¬trum wendet und sie als tendenziös zurückweist . Wir ver¬
stehen nicht , was die ReichstagSfraktion des Zentrums vevrn -
laßt , in dieser Form gegen Ausiaffungen der Presse zu polemi¬
sieren. Wenn die ReichStagSsraktion der Deutschen Volks-
Partei sich in derselben Weise gegen Meldungen der Zen -
trumspreffe wenden wollte, würden sie mehr als einmal
dazu Veranlassung gehabt haben . Wir nehmen von der Er¬
klärung der Zentrumsfraktion Akt und werden es der zu¬
künftigen Entwicklung überlasten , klarzustellen, ob kulturpo -
littscke Akttonen derart erfolgen, wie sie in einem großenTeile der Preste , nicht etwa nur der .deutschvolkkparteiliche» .al« möglich hingestellt wurden . Tie Stellung der Deut¬
schen Volkspartei zu den kukturpolitifchen Fragen ,st gege¬
ben . Sie wird die Wahrung der Rechte des Staates und der
Scbule mit der Wahrung der Elternrechte zu verbinden wfr»



' « >1. liine Pokemik übet diese 8rage erscheint ans in der
aeaenwäriigen politischen Situation ebensowenig angebracht,
wie die Erörterung der Art und Weise der Regierungsbil -
düng . Die deutsche Volkspartei . hat hier jedenfalls ■■■eine
gradlinige Politik geführt , di« sie jederzeit vor de« . Lande

. vertreten wird ".

Keine Beteiligung der Demokraten
WlTB. Berlin , 27 . Jan . (Tel .) Die dem- kratisch « Reichs-

tagSsrakti»« hat einstimmig beschlossen, sich <ni der Kabinetts¬
bildung nicht zu beteiligen .

Deutscher Zreiclistag
WTB . Berlin , 26 . Jan .

Bei der
dritten Berat »»«» des Gesetzes über die Bekämpfung der

Geschlechtskrankheiten
6C

| bfl
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grau Schröder iSoz . ) einen sozialdemokratischen An-
trag , wonach in den Ausführungsbestimmungen für unent¬
geltliche Behandlung Sorge getragen werden soll .

Abg . Rädel (K . ) begründet kommunistische Anträge wonach
neben den approbierten Ärzten auch geprüfte Heilkundige zur
Behandlung zugelaffen werden sollen. Die Behandlung
müsse unentgeltlich sein.

Abg . Petzold (Wirtfch. Ver . ) beantragt , bei § 7 die Wie¬
derherstellung der Ausschuhfassung, nach der sich das ärztliche
Behandlungsmonopol ’ nur auf ansteckende Geschlechtskrank¬
heiten erstrecken soll .

Abg . Landsberz (Svz . ) beantragt in den §§ 5 und 6 eine
Änderung dahin, daß die Zurücknahme des Strafantrages
möglich sein soll; der gegen jemanden gestellt wird, der in
Kenntnis seiner Geschlechtskrankheit eine Ehe eingegangen
ist oder Geschlechtsverkehr getrieben hat .

Damit schließt die Aussprache.
Beim § 2 wird dxr sozialdemokratische Antrag auf An¬

ordnung der unentgeltlichen Behandlung für Minderbemit¬
telte im Hammelsprung mit 164 gegen 146 Stimmen ange¬nommen . — Dafür haben neben Sozialdemokraten auch die
Demokraten . Kommunisten , Bölkischen und die Mitglieder der
Wirtschaftlichen Vereinigung gestimmt.

8 2 wird darauf gegen die Deutschnationalen und Dev lsche
Volkspartei angenommen . — Der Antrag Landsberg zu den
88 6 und 6 wird gleichfalls angenommen .

Der Rest der Vorlage wird in der Fassung des Ausschussesmit unwesentlichen Änderungen angenommen .Vor der Schluhabstimmung gibt Abg . Dr . Rosen für die
sozialdemokratische Fraktion eine Erklärung ab. in der Ab¬
lehnung verschiedener sozialdemokratischer Anträge bedauertwird. Darum werde nur ein Deik der Fraktion dem Gesetzzustimmen.

In der Schluhabstimmung wird die Vorlage angenommen .Dagegen stimmten die Kommunisten , Völkischen , Wirtschaft¬liche Vereinigung und Minderheiten der übrigen Fraktionen .
Auf der Tagesordnung folgt nun der Zentrnmsantrag aufÄnderung des Gesetzes über

dir Grundschulen und Aufhebung der Vorschulen
vom 28 . April 1920 . Nach der Ausschutzafssung soll der ge¬
setzlich vorgeschriebene Abbau oder die Auflösung der priva¬ten Vorschulen unterbleiben , wenn nicht für die Lehrkräfteoder Unterhaltsträger aus öffentlichen Mitteln ein Ausgleichfür die mit dem Abbau verbundenen wirtschaftlichen Nachteile
gesichert ist.

Abg . Dr . Löwenstein ( Soz .) erklärt , der Antrag sei das ty¬
pische Programm eines Bürgerblocks, ein privilegiertes Klas¬sengesetz auf dem Gebiete des Schulwesens . Der Ausschuh¬entwurf sei eine Verfassungsänderung . Der fchivarz- weih-rote Block wolle die privaetn Schulen auftechterhalten als
monarchistische Gefinnungsschule , das Zentrum als katho¬lische Bekenntnisschule.

Gegen 5 Uhr wird die Weiterberatung auf Donnerstag %Uhr vertagt .
*

Nach einem Beschluß des Ältestenrates des Reichstages wirdam heutigen Donnerstag nochmals eine Plenarsitzung statt¬finden , um den Rest der gestrigen Tagesordnung aufzuarbei¬ten . Heute nachmittag will fich der Ältestenrat darüber
schlüssig werden, wann die Regierungserklärung entgegenge-nommen werden^ kann. Voraussichtlich wird die Regierungs¬erklärung am 3. , frühestens jedoch am 1 . Februar , abgegebenwerden.

Dolitiscke Neuigkeiten
Die Grippe

Im Reichsgefuiidheitsamt zu Berlin fand am Dienstageine Sachverständigenberatung statt , die stch mit dem Auftre¬ten d ' r Grippe und den etwa gebotenen Abwehrmaßnahmenbefaßte . Es wurde übereinstimmend festgestellt, daß derVerlauf der Erkrankungen ganz allgemein als gutartig zubezeichnen ist . Am stärksten betroffen ist verhältnismäßig derSÜdweften des Reiches. Das Grippe Merkblatt des Reichsge-snndheitsamtes wurde gutgeheihen und empfohlen , die Be¬völkerung über die besondere Gefährlichkeit des rücksichts¬losen Anhustens und Anniehens aufzuklären . Besonderebehördliche Maßnahme , wie Anzeigepslicht od- r Verkehrsbe-schränkung, wurden als nicht erforderlich erachttzt .
*

Die Hhgrenesettion des Vütkerbunvssekretariats veröffent -licht ihr fünftes Sonderbullettn über das Auftretender Grippe . Danach hetrug in der Schweiz in deram 8. Januar zu Ende gehenden Woche die Gesamtzahl derTodesfälle 487 gegenüber 274 in der vorhergehenden Woche.— In England trat die Krankheit , die gewöhnlich als In¬fluenza . Grippe oder Kartarrh bezeichnet wird, sehr häufigauf , lief aber gewöhnlich gut ab . — In Deutschand weisendie statistischen Angaben über die Todesursachen in denGroßstädten eine kleine Erhöhung der Sterblichkeitszifferans-

Attentatsplar » gegen Tfchitfchertn?
Der russische Volkskommissar Tschitsch -rin , der sich seit eini¬ger Zeit in Frankfurt a. M . in ärztlicher Behandlung befin¬det . erhielt , wie die „Voss. Ztg .

" meldet, vor einigen Tagendie Nachricht , daß ein Attentat gegen ihn beabsichtigt sei . Alsangeblicher Attentäter wurden ihm zwei ruffische Offizieregenannt , von denen der eine Miansarow , der andere Tam -burieff heißen sollte . Tamburieff sollte seinen Aufenthalt<n Baden -Baden genommen haben . Die Frankfurter Krimi¬nalpolizei gewährte dem russische » Minister sofort ausreichen ,den Schutz . Der Berliner Polizei ist es am Dienstag ge¬lungen , Miansarvw festzunehme«, der fich seit längerer Zeitunangemeldet in Berlin airfgehalten und in Spieler - und
Hochsürplerkreisen «ine Rolle gespielt hatte . Er ist bereitsvor längerer Zeit aus dem preußischen Staatsgebiet «rusge-wiesen worden. Bei seiner Bernehmung bestritt Miansarolojede Attentatsabficht .

Hrurze « acdricbten
Est Jahre pfälzische Eisenbahn . Die pfälzische Eisenbahnkann in diesem Jahre auf «in bOscihriges Bestehen zutück-biicken Zu den ältesten Eisenbahnlinien der Pfalz gehörendie am Ik . Juni 1847 in Betrieb genommene» TeilstreckenLudwigshasen-Reustadt und Schifferstadt -Speyer .
Urlaub hetz Oberprästdente« Neste . Oberpräsident Noske -Hannover hat von Hamburg aus eine Reise nach Westindienangetreten . Als sein Veriretcr führt Vizepräsident Dr .Krieger die Geschäfte .
Luftlinie Mtinchrn-Prag - Breslau . Im Laufe dieses Früh¬jahres wird als neue Luftverkehrslinie auch eine Linie Mün -chen- Prag -Breslau in Betrieb genommen werden.Der Schiedsspruch für das Buchdruckgewrrbe verbindlich.Der Deutsche Buchdruckerverein teilt mit : Im Lohnstrrit im

Wuchdruckergewerbe hat der Reichsärbeitsminister den
Schiedsspruch, der die Wcitergeltung der Löhne ' bis ' züm31 . März 1927 Vorsicht, für verbindlich erklärt .

Kultusminister Leers über Schulfrage »»
In Pforzheim hielt Kultuminister LeerS dieser Tag « inttner von der Deutsch -Demokratischen Partei einberufenen

Versammlung «inen Bortrag über die Aufgaben der Demo¬kratie. Er führte dem^ .Generalanzeiger für Südwestdeutsch¬land " zufolge o . a . aus : •
Um die Grundlage für eine wahrhaft demokratische Republik inder -Bevölkerung zu schaffen , sei nichts nötiger , als eine guteVolksschule und «ine gute Volksbildung. Die Schul« Mutz soausgebaut und so eingerichtet werden, -daß sie «ine völlig ge¬nügende Bildung gibt, nicht nur für eine Betätigung im

wirtschaftlichen Leben , sondern auch für die staatliche und
sittliche Mitwirkung des Volkes an der Gesetzgebung. Da¬durch wird die höhere Sdiule entlastet und kann sie ihrereigentlichen Aufgabe, der wissenschaftlichen Ausbildung der
jungen Leute, besser dienen. Die Volksschule müsse so aüS°
gebaut werden, daß die Eltern nicht mehr die auf falschemStolze beruhende Ansicht hegten, ihre Kinder müßten , in diehöhere Schule gehen . Die Lehrerbildungsfrage sei von gro¬ßer Wichtigkeit für die schule , denn wie der Lehrer so seidie Schule . In der Lehrerbildungsfrage müsse alles daran
gesetzt Iverde » , aus dem Gesetze herauszuholen , was möglichsei , um die -Lehrer zu fördern . Tie Hochschulen -seien fürdas Land Baden von außerordentlicher kultureller Bedeutung .Mit Stolz und Befriedigung könne inan auf die Haltung de :
badischen Studentenschaft blicken in dem Kampf« für die
demokratische Einstellung des studentischen Lebens . Die Stu¬
dentenschaft brauche keine Bevormundung ; er , der Kultus¬minister , achte ihre Freiheit , und er habe das Vertrauen , daßsie auch in Zukunft mit dem Unterrichtsmirmster einig gehen.Was die Frage der Dimultanschnle anbelange , werde er da¬für eintreten , so weit es im Rahmen der Reichsschulverfas¬sung möglich sei. -stDie Verbindung- zwischen Schule und Wirtschaft sei sehr-eng, denn die Schule, von der Hochschule bis zur Volks¬
schule , müsse der Wirtschaft die Kräfte geben , Um -das a-us -
zumerzen , was uns in der Vergangenheit Schaden zugefügt .Was der Wirtschaft nottue , müsse durch -die Lchule fundiertsein. Auch die verschiedenen Fachschulen seien als gutesHilfsmittel zu -betrachten. Was er hier zur Besserung tu «könne , werde geschehen , aber auch der Tätigkeit des Mini »
sters würden durch die Wirtschaft Grenzen gesetzt . ,

Badens Ante « am Arbeitsbeschaffungs -
Programm

Nach der Denkschrift deL- Reichsavbeitsministeriums sind Not¬standsarbeiten mit insgesamt 29,42 Millionen Tagewerkengrundsätzlich genehmigt. Die Förderungsbeträge dieser Ar¬beiten belaufen sich auf rund 240 Millionen . Davon entfal¬len auf Baden 1157 920 Tagewerke mit einer Förderungvon 9 708 714 M . Es find vorgesehen für Straßenbauten4 720 076 M . , für Meliorationen 1443 060 M . . für Hoch¬wasserschutz und Gewinnung von Wafferkräften 402 738 M .,für Kanalffationsarbeiten 1 587 840 M . und für kleinere Not¬
standsarbeiten 1 346 000 M.

Die Ausnnffung der Aachquelle zur elektrischen
Krasterzeugung

Auf Einladung des Bürgermeisters hatten sich am Sonn¬
tag in Singen Bürgerausschußmitglieder und andere Inter¬essenten in großer Zahl hier eingesunden, um OberingenieurGloga» (Stuttgart ) über sein bekanntes Projekt , das Aach¬wasser a» der Quelle zur Gewinnung elektrischer Energieäuszunützen , zu hören. Die bekanntlich sehr wasserreicheQuelle soll unter dem gegenwärtigen Spiegel gefaßt und durchAbschluß von oben sollen die Waffermassen durch den natür¬
lichen selbsttätigen Druck seitwärts in Turbinen gepreßt wer¬den. Bei einem Verkaufspreis von 3 Pf . per Kilowattstunderechnet man mit einem Überschuß von 1K Millionen Mark
pro Jahr . Die Ausführungen wurden nach der geologischenSeite hin von Profeffor Endrih (Stuttgart ) erläutert . Tie
unterirdischen Gebirgsbildungen sowie die Tiefenlage des
Quellgebietes sollen dem Projekt günstig sein . Unter Füh¬rung von Bürgermeister Dr . Kaufmann wurde am Nachmittagan Ort und Stelle das Projekt eingehend durchgesprochen.

Di - Donauverstckeruug
Am letzten Samstag hätte, wie aus St «tgart gemeldetwird, vor dem Staatsgrrichtshof in Leipzig die Frage der

Donauoerfickerung verhandelt : werde» sollen. Infolge Er¬
krankung eines höheren in der Sache tättgen Richters mutztedie Verhandlung verschoben werden.

Der Rundfunk im Dieuffe der B - rkchrsw - rbung
Di« große Ausdehnung, welche die Entwicklung des Radio¬

wesens in Deuffchland in der letzten Zeit brachte, hatte auch«ine Erweiterung des Programms aus den verschiedenenEendestattimen zur Folge. Reben musikalischen und sonsti¬gen künstlerischen Vortragsfolgen stehen
'
auch Vorträge überdie verschiedenen Wissensgebiete auf den Programmen . Auchdie Berkehrswerbung hat sich diese Mittel nutzbar gemachtund läßt von Zeit zu Zeit durch berufene Redner die ein¬

zelnen Reisegebiel« Deutschlands in orientierenden Vorträ¬
gen behandeln. Auf der letzten Ausschußsitzung deS Badische«BerkehrsperbandeS in Titisee wurde die Anregung gegeben,auch das badische Fremdengebiet hierbei zu berücksichtigen.Schon seit längerer Zeit war «S dem Badischen Verkehrsver -
verband möglich , auch vom Rundfunk aus eine Fremden ver-
kehrspropaganda zu treiben . Wie aus der Zeitschrift ..Funk¬stunde" der Berliner Rundfunksendestelle hervorgeht , hieltDr . Robett Volz, Karlsruhe , einen Vortrag „Auf Schnee¬
schuhen durch den Schwarzwald"

. In ähnlicher Weise sollenauch »veitere Themen über das Badener Land im Rundfunkzur Verbreitung gekängen .

- Keine Uuterlehrerin Baden "
Unter dieser Überschrift ging , tüeser Tage durch/verschie¬dene badische Zeitungen die Meldung, daß - um die , , Jahres »wende die .Bezeichnung »Unterlehrer " verschwunden sei. Hier¬zu ist zu bemerken, daß nach § 46 des Schulgesetzes in der

Fassung vom 30. März 1926 die Inhaber außerplanmäßiger^ chülstellen die Amtsbezeichnung »Lehrer-" führen .

Berwaltungsratsstyunq der „Hafraba "
Die erste .Sitzung des Verwaltungsrätes der „ Haftaba " ,des Vereins zum Bau der Autostraße Hainburg -Frankfurt -Bascl , findet Dienstag , den 10. Fcor . in Frankfurt a . M.unter dem Vorsitz des Oberbürgermeisters Dr . Landman »statt . Im Anschluß an diese Sitzung wird der Erbauer deritalienischen Autostraßen , Ingenieur Puricelli , einen Vortraghalten .

Z« samm - »»schl« tz der süddeutschen Tabakpftanzee
DZ . Mannheim , 26. Jan . Unter den Tabakpflanzern Süd -deutschlandS find Bestrebungen zu einem engeren Zusammen -fchluh im Gange . Zunächst wollten sich die TabakpflanzerBadens , Hessen , Württembergs usw . dem LandesverbandBayrischer Tabakbauverein mit dem Sitz in Speyer a» -

schliehen , doch erwies sich das technisch als unmöglich. Nunträgt man sich mit dem Gedanken, einen Verband südwcst-deuttckier Tabakbauverrine zu gründen , der neben dem Deut¬schen Tabakbau verband einhergehen soll. Während der Deut¬
sche Tabakbauverband sich lediglich mit den allgemeinenWirtschafts - und Steuerfragen befaßt, soll sich der Süddeut¬sche Tabakbauverband der technischen Seite » also der Förde¬rung des Ouaiitätsbaues , der Verwertung usw. widmen.Kommt dieser Zusammenschluß zustande, so fft auch mit einerErweiterung des Anbaues , vielleicht schon 1927, zu rechnen.— In Kreise» der deutschen Rauchtabakhersteller soll die Aü-
sich bestehen, die Steuervergünstigung bei Feinschnitt , die bis¬her bei der Mitverwendung von 60 Prozent inländischem Ta¬bak gewährt wird , schon bei Mitverwendung von nur 25Prozent Jnlandstabat zu erreichen . Die Tabakbau -Vereinesehen darin eine schwere Benachteiligung des einheimischer»Tabaks und lehnen diese Herabsetzung des Verwendungspro -zenffatzes mit aller Entschiedenheit ab.

Gefälschte Schweizer Banknoten
WTB . Freiburg i. Br ., 26, Jan . Vor einigen Tagen wareni » Donaueschingen und in Basel Personen unter dem Ver¬

dacht verhaftet worden, Schweizer Banknoten hergestellt undin den Verkehr gebracht zu haben. Die Schweizerische Te -
peschenagentur erklärt hierzu , daß auf dem Bahnhof Billin -
gen Ende Dezember zwei Koffer abgegeben worden seien,die am 15. Januar geöffnet wurden und in denen sich Werk¬
zeuge und Mäterialien zur Herstellung von Banknoten be¬
fanden . Es befand sich dabei auch eine photographische Plattemit dem Bilde der Schweizer 60 Frankennote . Gleichfallsaufgefundene Papiere gaben Anlaß zu der Verhaftung des
29jährigen Franz Mutter in Donaueschingen und des 28jäh -
rigen Fritz Buhler . Mutter hat nunmehr gestanden, mit sei¬nem Komplizen 110 falsche Noten unter Mithilfe eines in
Donaueschingen gleichfalls verhafteten August Simon , de «
wegen Falschmünzerei bereits mehrmals vorbestraft ist , her -
gestellt zu haben. Die Noten hat Bühler zum Teil in Zü¬rich, St . Gallen und Basel abgesetzt . Der Rest wurde inBasel gefunden . Das gerichtliche Verfahren findet in Donau¬
eschingen statt . Das AuSlieserungsbegehren gegen Bühler istvon den deutschen Behörden bereits gestellt und das Verfah¬ren wegen Herausgabe der falschen Noten wird gleichzeitigan einem noch vom eidgenössischen Justizdepartcment zu be¬
stimmenden Ort der Schweiz durchgeführt.

Gemeinde -IKundschau
Zurücknahme der Wahlanfechtung in Mannheim . Die An->

fechtungsllage gegen die Mannheimer Gemeinde-, Bezirks -,rats - -und Kreiswahle » ist nunmehr von der Aufwertungs¬partei , welche damit beim Landeskommissär nicht durchge¬drungen war , zurückgezogen worden . Daher können jetzt alledie weiteren Wahlen , welche auf Grund der (nun nicht meheangefochtenen ) Gememdewahlen stattzufinden haben , z . B,Wahl des Stadlrats , des Sta -dtverordneien-Vorstandes usw .»vovgenommen werden.
Der neugewädlie Bürgerausschuß Baden- Baden hielt an»

Dienstag seine erste Sitzung ab. Er genehmigte größer «Summen für den Ausbau der Straßenbahn , Strahenher -
stellung , Einrichtung der elektrischen Beleuchtung in den
Hauptverkehrsstraßen der Stadt und für die Erweiterung desKrankenhauses , sowie die Aufnahme einer Anleihe von eine«Million Mark , die zur Bewilligung von Baudarlehen Ver¬
wendung finden soll .

1400-Jahrseier von Säckingen. Wie verlautet , sind Bestre¬bungen im Gange , die 1400jährige Begründung der Stad »
Säckrngen durch den Glaubensboten Fridolin im Laufe diesesJabres zu feiern .

Hrurze Vscvncbten aus Laden
DZ . Mannheim , 26 . Jan . Bei der Allgemeinen Ortskran¬

kenkasse Mannheim ist nunmehr die Krankenzisser infolgeder Grippe aus »und 4700 gestiegen . Die wöchentlich aufzu¬bringende » Beträge für Barunterstützungen belaufen fich aufrund 100000 RM .
* Mannheim , 26. Jan . Wie das Städtische Nachrichten»anit miiteilt , ist dem Verlauf der Grippeepidemie in Mann¬

heim besondere Beachtung geschenkt worden. Nach Wieder «
beginn des Unterricht haben in de» Mannheimer Schulenungefähr von etwa 25 000 Schulkindern rund 2300 Kinder :
gefehlt . Die Zahlen stiegen dann bis zum 14. Januar aufetwa 4600 , sind aber jetzt schon wieder aus 4000 zurückge¬
gangen . In vielen Fällen dauerte die Schulversäumnis nur
wenige Tage . Es lag deshalb kein Grund vor, irgend welcheweiteren Maßnahmen zu beantragen . Im großen Ganzen
scheint di« Epidemie durchaus gutartig zu verlaufen,^ so daßkein Anlaß zu besonderer Beängstigung der Bevölkerung
vorliegt .

DZ . Heidelberg, 25. Jan . Die seinerzeit auf Grund eine -
polizeilichen Verbotes unterbrochenen Sprengungen am Hei¬
delberger Stauwehr wurden am Montag mittag wieder aus¬
genommen . Diesmal waren die nötigen Vorsichtsmaßregel »
getroffen . Die Sprengung erfolgte in 3 kurzen Zwischen¬räumen und war auch bei weitem nicht so stark wie die frü¬
heren .

verscbiedenes
-Leit zwei Wochen keine Rachrich« von Mittelholzer

Die letzten Nachrichten von Mittelholzer von seinem gro¬
ßen TranSaftikaslug find vor zwei Wochen aus Jinja in Ze„ -
tralasrika eingetroffen . Seitdem fehlt jede Meldung . De »
„B . Z .

" zufolge berechttgt das lange Stillschweigen jedoch nicht
zu Besorgnifien , da eS durch Schwierigkeiten der Brenn¬
stoffnerforgnng verursacht worden sein kann.



Die Invaliden - und Hinterbliebenen -
Versorgung der Gemetndeardeiter

Zahlreiche Gemeinden haben für die Invalide « - «»d Hinter «
bliebenen -Brrforgun , der Gemeindearbeiter besondere Ein¬
richtungen getroffen , um dies« über die Leistungen auf
Grund der ReichSversichevungsovdnung hinaus im Alter und
ihre Familie im Falle des TodeS des Ernährers sicherzu¬
stellen. Bon den im Reichsarbeitgeberverband Deutscher Ge¬
meinden und Kommunalverbände vereinigten Gemeindever¬
waltungen hatten im Jahre 1926 rund 620 eine Ruhelohn -
verforgung sür ihr« Gemeindeardeiter , und diese gewährten
fast sämtlich ailch ein« Witwen , und Waisenversorgung .

Die Gemeinden haben also in sehr erheblichem Umfange
Wert darauf gelegt , ihr« Arbeiter besser zu stellen als die
Arbeiter der Privatwirtschaft . We groß die Leistungen der
deutschen Gemeinden auf diesem Gebiet in >den letzten Jah¬
ren gewesen sind , daS zeigt der Öffentlichkeit eine febr dan¬
kenswerte sozialpolitische Arbeit , die der Roichsarbeitgeberver -
band Deutscher Gemeinden und Kommunalverbände kürzlich
rin « geilen Berlage hat. erscheinen lassen („Die Jnvaliden -
nnd Hinterbl -iebenen-ZusatzversorgunH der Arbeiter im öffent¬
lichen Dienst , unter besonderer Berücksichtigung der Ge-
meindearbeiter "

, Ehrengabe für Oberbürgermeister Paul Mitz -
laff , Berlin W . 50 , Kurfürstendamm 237 ) . Rach dieser Pu¬
blikation , die wohl die erste auf diesem Gebiet »st, beruhen die
BersorgungSbestimmungen . für Gemeindearbeiter entweder
auf den örtlichen oder den Bezirks -Ruhelohnordnunaen , die
entweder für den Bezirk oder für die Einzelgemenwe ver¬
bindlich sind . Insgesamt bestehen jetzt 9 BezirkS-Ruhelohn -
» rdnungen , nämlich in den Bezirken Bayern , Hessen -Nassau,
linksrheinisches Gebiet , Rheinland - Westfalen , Rhein -Main und
Schleswig -Holstein und in -den Stadtbezirken Berkin , BveSlau
und Köln des kommunalen Arbeitgeberverbandes . Eine gross«
Reih« von Kommunalverwaltungen haben örtliche Ruhelohn -
regelungen getroffen , andere richten sich nach den Muster -
rnhelohnordrmngen der Bezirke.

Die Anwartschaft «ruf Zusatzversorgung wird im allgemei-
«x » mit der Einstellung als ständiger Arbeiter erwogen .
In vielen Orten geht Sie Anwartschaft »rach Ablauf einer
bestimmten Dienstzeit in einen Rechtsanspruch über . Mit
dem Ausscheiden auS dem städtischen Dienst vor Eintritt deS
Bersovgnngsfalls erlischt meist nicht nur die Anwartschaft ,
sondern auch ein etwa erworbener Rechtsanspruch ; -nur in
Osterode (Ostpreußen ) bleibt der Anspruch bei einer Kündi¬
gung nach mindestens zehnjähriger Dienstzeit bestehen. Jrt
andern Gemeinden wird Gemeindearbeitern , die bereits An-
spvuch auf Versorgung haben , eine längere Kündigungsfrist
gewährt oder « S wird die Kündigung von der Zustimmung
deS Magistrats abhängig gemacht. Voraussetzung für di«
RuhegehaltZgewährung ist gewöhnlich Mensteintritt vor dem
46 . oder 50 . Lebensjahre und zehnjährige (in Schleswig -Hol¬
stein und einigen andern Geinei-nden fünfjährige ) Tätigkeit im
Dienst der Gemeinde . Bei Unfällen wird von dieser Voraus¬
setzung abgesehen. Die Pensionierung erfolgt -infolge dauern¬
der Arbeitsunfähigkeit oder bei Vollendung des 65 . Lebens¬
jahres . Die Städte Berlin -und Eberswalde gewähren auch
bei Kündigung wegen Arbeitsman -gel nach fünfzehnjähriger
Dienstzeit ein beschränktes Recht auf Ruhegehalt .

Während vor -dem Kriege -die meisten Gemeinden Ruhe¬
gehalt ohne -Beitragsleistung gewährten , sind heute die meisten
Gemeinden wieder dazu Übergebungen, die Arbeiter zur Bei¬
tragsleistung heranzuziehen . Die Beiträge -der Arbeiter wer¬
den entweder in Hundertsätzen des Arbeitslohns oder in festen
Wochenbeiträgen erhoben . Bei freiwilligem Ausscheiden oder
bei unverschuldeter Entlassung vor Eintritt der Versorgung
werden die geleisteten Beiträge im allgemeinen voll zurück -
gezahlt .

Die Bemessung deS Ruhegeldes -ist natürlich sehr verschie¬
den . Dieses setzt sich gewbhnlich aus einem Grundbetrage
nach zehnjähriger Dienstzeit und a-us Steigerungsbeiträgen
-nach der Zahl -der Dienstjahre zusammen . Der Grundbetrag
macht in vielen Gemeinden 35 v. -H . des Arbeitsverdienstes
aus , der Höchstbetvag einschliesslich -der Steigerungsbeträge
80 v . H . des Arbeitsverdienstes . Doch sind die Ruhegehalts¬
sätze natürlich sehr verschieden . Auf den Ruheyeldbetrag wer¬
den im allgemeinen andere Renten -und sonstige Einkommen
ganz oder teilweise angerechnet.

Ae Hinterbliebenenversorgung besteht in der Gewährung
eines Witwen - und Waisengeldes , zu dem mehrfach ein
Sterbegeld tritt . Das Witwengeld besteht meist in 40 bis
60 Hundertteilen des Rühetohn », auf den der Verstorbene
Anwartschaft hatte.

Die Publikation des kommunalen Arbeitgeberverbandes
gibt «in übersichtliches Bill» -der verschiedenartigen Leistungen
der Gemeinden für die Sicherstellung ihrer Arbeiter und de¬
ren Hinterbliebenen . Diese Leistungen gehen « eit über die
der ReichSverficheruugSordnung hinan ». Durch die Zusatzver¬
ordnung find die Gemeindearbeiter im allgemeinen mit den
Arbeitern der Reichsbahn und -der Reichspost sowie den
Staatsarbeitern in den Ländern -gleichgestellt . Gleichzeitig
enthält das Buch eine Zusammenstellung der kommunalen
Landes - und Provinzial -Arbeitgeberverbände sowie der Son¬
derbezirke. Man ersieht daraus , dass die Gemeinden als Ar¬
beitgeber sich bereits recht straff organisiert haben .

Aus der Landesbauptstsdt
Die Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft
veranstaltet , wie schon mitgeteilt , gm kommenden Sonntag ,
den 30 . Januar , vormittag » 11 Uhr, im Anschluss an die
Hauptausschußsitzung, im kleinen Festhallesaal zu Karlsruhe
eine Kundgebung, zu der besondere Einladungen vom badi¬
schen Staatspräsidenten ergehen . Mehrere hervorragend «
Gelehrte werden über die Bedeutung der wissenschaftlichen
Forschung im öffentlichen und privaten Leben des deutschen
Volkes sprechen . Geheimrat Prof . Dr . Sauerbruch -München
spricht über „Fortschritte der Chirurgie , iuSbesvuderr die
operative Behandlung der Lungentuberkulose ". Der Redner ,
Professor der Chirurgie an der Universität München und Di¬
rektor der Chirurgischen Klinik, ist einer der bedeutendsten
Chirurgen der Welt . Sein Spezialgebiet find operative Ein¬
grifte an den Lungen , besonders bei Tuberkulose . Ein wei¬
teres großes Verdienst hat sich Sauerbruch durch die Schaf¬
fung von Ersatzgliedern erworben , die unter Benutzung deS
Amputationsstumpfes wieder willkürlich« Bewegungen er¬
möglichen. Vielen Kriegsbeschädigten konnte dadurch wirk¬
sam geholfen werden.

„Reiseeindrücke aus Amerika und deutsche Wissenschaft "
lautet das Thema , das Geheimrat Prof . Dr . von Müller -
München behandeln wird . Der Gelehrte , Professor der in¬
neren Medizin an der Universität München und Direktor der
II . Medizinischen Klinik, erfteut sich im In - und Auslande
eines hervorragenden RuseS. Seine Klinik zählt zu den er¬
sten der Welt . Seine wissenschaftlichen Arbeiten betreffen
vor allem die Nervenheilkunde und die Erkrankungen deS
Stoffwechsels , von Müller hat unsere Kenntnisse der wich-

I tigsten Stoffwechselkrankheiten, der Zuckerkrankheit und der
Gicht, zum Wohle vieler Kranker erheblich bereichert.

Geheimrat Prof . Dr . Haber, von der Universität Berlin ,
Direktor des Kaiser Wilhelm -Instituts für physikalisch«
Chemie und Elektro -Chemie in Berlin -Dahlem , spricht über
„Wisseaschaft und Staat ". Prof . Dr . Haber hat wie bekannt,
bis zu seiner Berufung nach Berlin ( lSll ) an der Technischen
Hochschule in Karlsruhe gewirkt. Auf ihn gehen zahlreiche
epochemachende wissenschaftliche Entdeckungen zurück (u . a. die
Gewinnung von Stickstoff aus Lust ) . Neuerdings sind be¬
sonders seine vielversprechenden Versuche über den Goldge¬
halt des Meerwaffers bekannt geworden. Haber hat in allen
allgemeinen und organisatorischen Fragen der wissenschaft¬
lichen Forschung in erster Reihe mitgewirkt . Er ist wie kaum
ein anderer berufen über die heutige Lage der deutschen
Wissenschaft und ihre Beziehungen zum Volksganzen zu
sprechen .

Der Eintritt in den kleinen Festhallesaal ist, da der Raum
beschränkt ist, nur den Inhabern von Einladungskarten ge¬
stattet .

Badisches Landestheater . Meyerbeers erfolgreiche große
Oper „Die Hugenotte »" geht am Freitag , den 28 . Januar
unter musikalischer Leitung von Dr . Heinz Knüll und unter
szenischer Leitung von Helmut Grohe zum zweitenmal in
Szene . Am Sonntag , den 30 . Januar folgt eine Wiederho¬
lung von Richard Wagners „Meistersinger von Nürnberg ".
Den „David " - singt Carl Laufkötter vom Stadttheater Bre¬
men alz Gast . Die musikalische Leitung liegt in Händen von

Josef Krips , die szenische Leitung in Händen von Ott «
Krauß . Am Dienstag , den 1 . Februar gelangt Rossinis un¬
sterbliche komische Oper „Der Barbier »»« Sevilla " (iw
Abonnement A 15 nicht C 15) zur Aufführung . Graf Alma¬
viva : Marcell Noe von der Staatsoper Berlin als Gast . Mu¬
sikalische Leitung : Josef KripS, szenische Leitung : Otta
Krauß . — Intendant Dr . Hans Waag hat das neue Drama
„Thomas Paine " von HanS Johst zur Uraufführung für
Monat März erworben.

Wetteruachrichtendienst der Bad . LandeSwetterwarte Karls¬
ruhe . In Baden heiterte es gestern nachmittag stellenweise
auf . Nachts sank die Temperatur auch in der Ebene bei
heiterem Himmel vielfach unter Null . In den heutigen Mor¬
genstunden trat in Verbindung mit einer Randstörung der
Jslandzyklone wieder Bewölkung, Temperaturanstieg und
vorübergehend leichter Reaenfall . ein . Im Gebirge fiel
Schnee. Die Weiterentwickelung der badische Witterung ist
noch nicht geklärt . Wir befinden uns auch heute in der
Grenzzone zwischen Hoch und Tief ; doch scheint der hohe
Druck sich nach Nordwesten auszubreiten . so dass die mild«
südwestliche Strömung unser Land nicht erfassen wird . Vor¬
aussichtliche Witterung für 28. Zan . : Bewölkungsschwankun¬
gen, stellenweise Strahlungssrost , Gebirge mäßiger Frost , in
der Ebene Temperaturen um Null.

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

37 . Januar
«U» 8»W

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . 100 L
London . . 1 Pfd .
Newhork . . ID .
Paris . . 100 Fr .
Schweiz . 100 Fr.
Wien 100 Schilling
Prag . . Kr . 100

168 .45
112 .39
18.18
20 .442
4.215
16 .64
81 .10
59 .46
12 .476

168 .87
112 .51
18 .22
20.494
4.225
16 .68
81 .30
59 .60
12.516

26. Januar
»«»

168 .35
112,24
18.10
20.437
4214
1666
81 .135
59 .46
12,476

8««r
168 .81
112 .42
18 .14
20.498
4224
16 .70
81.335
59 .60
12 .516

Stotz G . m . b. H., Abtlg. der Brown , Boveri & Co ., A. -G.
Mannheim . Das Staammkapital der Stotz G. m. b. H . , Ab¬
teilung der Brown , Bovevi & Co . A . -G ., Mannheim , ist nach
einem Beschluß der Gesellschafterbersammlung vom 9. De¬
zember 1926 um 450 000 RM . auf 1300000 RM . erhöht
worden und der Gesellschaftsvertrag entsprechend geändert
Mt diesen, eine Buchforderung der Brown , Boveri & Co.
A .-G . in Mannheim -Käfertal darstellenden 460000 RM . ist
die Stammeinlage der Brown , Boveri & Co . A .-G . bei der
Stotz G . m. «b. H . gedeckt.

Stsatsanzeiger
Personeller Teil

Ernennungen, Versetzungen , Zuruhesetzungen ustv.
der planmäßigen Beamte».

Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern
Ernannt :

Zum Gendarmeriekommissär Gendarmerieoberwachtmeister
Max Schäfer in Pfullendorf , Bürogehrlfe Karl Hilsenbeck
beim Ministerium deS Innern zum Verwaltungsaffistentsm

Versetzt :
Kanzleisekretär Paul Boß beim Bezirksamt Mannheim

zum Bezirksamt Mosbach.
Ministerium des Kultus und Unterrichts

Ernannt :
Derr Mrektor der Goetheschule Karlsruhe Dr . Karl Ott

mit Wirkung vom 1 . April 1927 zum ordentlichen Honorar »
Professor in der Allgemeinen Abteilung der Technischen Hoch¬
schule hier . Oberlehrer Karl Staudenmaier in Oftersheim ,
Amt Mannheim , zum Rektor daselbst .

COLOSSEUM
Heute abend 8 Uhf

Sonntag 4 und 8 Uhr

Als Einlage in der Yariete -Operette

Die Tusendprinzeum
Neue Tänze der Erotik und Ekstase

ausgeführt von dem Hacktballeti
der Baroness Eafaire

vom Pariser Foulier - Caprice - Theater

Banplatznmlegnng in den Gewanne«
„Sandbrügel östlich" , „Grotzacker-
wiesen" und „nntere Grotzackerwiesen "
ans Gemarkung Weingarten .

Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom
13. Januar 1927 Nr . 13740 ausgesprochen, daß die
Eigentümer der Grundstücke Lab . Nr - 3161 , 3140, 3140»
und 3168 gemäß 8 16 Absatz 6 des Ortsstraßengesetzes
verbunden sind, an der Neueinteilung der Grundstücke
in Weingarten in den Gewannen „Sandbrügel östlich",
„Großackerwiesen" und „ untere Großackerwiesen" nach
Maßgabe des vom Gemeinderat Weingarten vorgelegten
Planes vom 18 . März 1926 teilzunehmen . J .679

Karlsruhe , den 25 . Januar 1927 . O -Z- 16
Badisches Bezirksamt Abt . 11 ».

Resi -ürLichtspiele
WaldstraBe 78

Ben Hur
3 .675. Offenburg . In

dem Konkursverfahren
über das Vermögen des
Kaufmanns Kurt Eckart,
Tabakwaren «n gros in

Offenburg , ist zur Abnah¬
me «der Schlußrechnung
des Verwalters , zur Er¬
hebung von Einwendmr -
gen gegen das Schlußver¬
zeichnis .der bei der Ver¬
teilung zu berücksichtigen¬
den Forderungen Schluß¬
termin bestimmt auf :
Montag , den 21 . Februar
1927» nachmittags 4 Uhr,vor dem Amtsgericht Of¬
fenburg , Zimmer 8.

Offeiiburg , 22 . 1 . 1927 .Der Gerichtsschreiber de»
Amtsgericht».

letzt ist iler ridiline reilWlll
Ihre Zeitschriften neu zu abonnieren
Denken Sie dabei für Gattin und Kind
wie auch für Ihren eigenen Bedarf , je
nachdem an :

Neue Frauenkleidang und Frauenkultur . Zeitschrift für persönliche künst¬
lerische Kleidung , Körperkultur und Kunsthandwerk . 2J . Jahrgang 1927.
Illustriert . Erscheint monatlich . Einzelheft M. 1. 20, Halbjahr M. 6 .—•

Gymnastik . Monatszeitschrift und Mitteilungsblatt des deutschen Gymnastik -
Bundes E . V . Einzelheft M . 0 .60, Halbjahr M . 3 .—. Erscheint vor¬
erst in Doppelheften zweimonatlich .

Badische Rechtspraxis . Annalen der Badischen Gerichte . 93 . Jahrgang 1927.
Herausgegeben von Landgerichtsdirektor Dr . R . Lutz und Rechtsanwalt
Dr . R . Strauß . Erscheint monatlich . Einzelheft M. 1 .20, Halbjahr
M . 6 .—,

Betriebsführung . Mitteilungen des Forschungsinstituts für rationelle Betriebs¬
führung im Handwerk , E . V . in Karlsruhe . Erscheint monatlich . Ein¬
zelheft M . 0 .80, Halbjahr M . 4 .—.

Ethos . Vierteljahrsschrift für Soziologie, Geschieh« - und Kulturphilosophie .
4 Hefte . Einzelheft M. 5 .50, Halbjahr M. 9 .— .

Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins . Herausgegeben von der
Badischen Historischen Kommission . Jeder Jahresband erscheint in
4 Heften . Einzelheft M. 4.— . Komplett M . 16.—

Diese Zeitschriften unterscheiden sich
von dem Gros der Unterhaltungsblätter
und populären Fachzeitschriften durch
ihren wirklich ernsthaften Charakter
bei hohem Bildungswert
Prebenummern kostenlos

Verlag G . Braun , Karlsruhe

Kewat .
Hübsche Landwirtstochter ,
22jährig , mit M . 375000.—
bar und 800 Morgen großes
Gut wünscht sich mit streb¬
sam. Herrn , auch ohneBerm.
zu verheiraten durch Abam -
kiewirz, Berlin W 8,
Mohrenstratze 26 . 112

wBstW
Missen gttHM

Stainnihotz - Vergebung.
Die Gemeinde Hutten -

heim vergibt im Submrs -
sionswege aus dem Ge¬
meindewald nachstehendes
Stammholz ' G .113

1 . ca . 75 cdm Eichen
l . bis IV . Kl..

2. ca. 35 cdm Eschen
I . bis V. Kl.»

3. ca . 2 cbm Kirsch¬
baum,

4. ca. 1,11 cdm Ru¬
schen 1 . Kl.,

5. ca . 1,71 cdm Rot¬
buchen I . Kl.,

6. ca . 6 cdm Birnbaum
an der Straße nach Ger¬
mersheim , _7 . ca . 35 cdm Pappel
III bis IV . Kl. an der
Straße nach Rhoinsheim .

Angebote können bis
zum 9. Februar , vormit¬
tags 10 Uhr, beim Bür¬
germeisteramt eiugereicht
werden . Auszüge u . Zah¬

lungsbedingungen dort-
selbst .

Der Gemeinderat :
SB e t ck.

AiWs Landestheat«
Freitag , 28. Januar 1927

* F 15 (Freitagmiete )
Th -Gem . 1201 - 1300

von Meyerbeer
Musikalische Leitung :

Dr . Heinz Knüll
In Szene gesetzt von

Helmut Grohe
Margarete
St . BriS
Valentine
Raoul
Revers
Tavannes
Thore
De Rez
Cosse
Meru
Meaurevert
Urbain
Ehrendame
Ehrendame

v . Ernst
Warth

Brügelmann
Nentwig

Weyrauch
Siegfried

Vogel
Löser

Kalnbach
Lander
Meyer
Blank

Seiberlich
Wanka

Marcel Dr . Wucherpfennig
Bois Rose Rennio
Nachtwächter Lander

(
Löser
Vogel

Lander
Zigeunertanz einstudiert

von Anni Heuser
Anfang 7 Ende 10

I . Sperrsitz M . 7.—
Sa29 .Jan . Wiees euch gefällt
So . 30. Jan . Die Meister¬

singer von Nürnberg
Konzerth . Rur kein Skandal

Druck G . Braun , Karlsruhe .


	[Seite 100]
	[Seite 101]
	[Seite 102]
	[Seite 103]

